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Entwicklungs- 
tendenzen im  
Franchise-Recht 
in 2016

Es ist immer schwierig, Entwick-

lungstendenzen in einem Rechts-

gebiet für ein ganzes Jahr vor-

herzusehen. Gleichwohl soll ein 

solcher Ausblick gewagt werden, 

da sich aufgrund der Rechtspre-

chung und der laufenden Verfah-

ren des vergangenen Jahres, aber 

auch den Ankündigungen des 

Gesetzgebers abzeichnet, welche 

Entwicklungstendenzen im Fran-

chise-Recht für 2016 zu erwarten 

sind und welche Konsequenzen 

diese für in Deutschland tätige 

Franchise-Systeme haben werden 

bzw. haben können.

Bei dem Franchise-Recht handelt es sich um ein 

Rechtsgebiet, welches ständigen Änderungen in 

der Rechtsprechung aber auch der Gesetzge-

bung (z.B. im Arbeits- und Sozialversicherungs-

recht) unterworfen ist; Änderungen, die ggf. 

Franchisegeber verpflichten, die vertraglichen 

Unterlagen anzupassen, sei es den Franchise-

Vertrag als solchem oder aber das Dokument zur 

vorvertraglichen Aufklärung, mit dem ein Fran-

chisenehmer-Interessent über die Risiken be-

lehrt wird, die mit dem Abschluss des von ihm 

gewünschten Franchise-Vertrages und das Füh-

ren seines Franchise-Outlets verbunden sind. 

EnTwICKLUnGSTEnDEnzEn
Eine Sorge ist von vornherein unberechtigt: Die 

sich aktuell im amerikanischen Franchise-Recht 

abzeichnende (düstere) Entwicklung wird nicht 

auf den europäischen Markt und damit auch 

nicht auf die in Deutschland oder Österreich tä-

tigen Franchise-Systeme „überschwappen“. 

In den Vereinigten Staaten sind fast neun Mio. 

Menschen in 770.000 Franchise-Betrieben be-

schäftigt. Bisher waren die Mitarbeiter der Fran-

chisenehmer eines Franchise-Systems weitge-

hend unorganisiert; auch im Hinblick auf die 

Durchsetzung ihrer Lohnansprüche bzw. Ar-

beitsbedingungen. Mit einer Entscheidung des 

National Laber Relation Board (NLRB) könnte 

sich hier allerdings einiges im US-amerikani-

schen Franchise-Recht ändern. Die Internatio-

nal Franchise Association (IFA) sieht sogar das 

Geschäftsmodell des Franchising in den Verei-

nigten Staaten als bedroht an. 

Das NLRB hat entschieden, dass ein Unterneh-

men, das Vertragspartner (z.B. Franchiseneh-

mer) hat, die Mitarbeiter beschäftigen, als sog. 

„Joint Employer“ (d.h. als gemeinschaftlicher 

Arbeitgeber) eingestuft wird. Dies hat zur Kon-

sequenz, dass amerikanische Franchise-Syste-

me darum fürchten müssen, dass nicht mehr die 

Franchisenehmer als Arbeitgeber ihrer Ange-

stellten betrachtet werden, sondern der Franchi-

segeber Arbeitgeber der Angestellten des Fran-

chisenehmers (!) ist. Dies gilt nach Ansicht des 

NLRB insbesondere dann, wenn der Franchise-

geber Einfluss auf die Schulung und die Arbeits-

weise der Mitarbeiter des Franchisenehmers 

nimmt und soll auch dann gelten, wenn die Mit-

arbeiter des Franchisenehmers nicht aktiv vom 

Franchisegeber kontrolliert oder beeinflusst 

werden. 

Damit dürfte die Entscheidung des NLRB für fast 

alle US-amerikanischen Franchise-Systeme von 

Bedeutung sein. Jedes Franchise-System ist 

nämlich darauf bedacht, dass die Mitarbeiter 

der Franchisenehmer einheitlich und mit gleich-

bleibender Servicequalität auftreten, aber auch 

in entsprechender Weise geschult und qualifi-

ziert werden, damit das Franchise-System nach 
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außen hin am Markt einheitlich wahrgenom-

men wird. Die Einstufung des Franchisegebers 

als Joint Employer verbessert natürlich die Ver-

handlungsposition der Mitarbeiter der Fran-

chisenehmer aber auch deren Organisations-

möglichkeiten. In den USA wird darüber 

nachgedacht, dass die Entscheidung des NLRB 

dazu führen wird, dass sich Mitarbeiter von 

Franchisenehmern gewerkschaftlich organisie-

ren und einheitlich ihre Forderungen im Hin-

blick auf die Arbeitsbedingungen und die  

Entlohnung nicht mehr mit dem jeweiligen 

Franchisenehmer, sondern mit dem Franchise-

geber verhandeln. 

Auch in Deutschland wurde zwar immer wieder 

über den Arbeitnehmerstatus und eine et waige 

Betriebsverfassung in Franchise-Systemen nach-

gedacht (z.B. Gittermann, Arbeitnehmerstatus 

und Betriebsverfassung in Franchise-Systemen, 

Frankfurt/Main 1995), doch ist solchen Stim-

men, insbesondere durch „skaupy“ (Jahrbuch 

Franchising 1990, 99 ff.), immer eine Absage er-

teilt worden,. Die Idee, den Franchisegeber als 

(gemeinschaftlichen) Arbeitgeber der Angestell-

ten des Franchisenehmers anzusehen, lässt sich 

auch mit der in Deutschland geltenden Privatau-

tonomie nicht vereinbaren. Danach werden Ver-

träge zwischen den Vertragsparteien, d.h. dem 

Franchisenehmer als Arbeitgeber und dessen 

Mitarbeitern als Arbeitnehmer abgeschlossen. 

Auch wenn einheitliche Vorgaben im Hinblick 

auf das Auftreten der Franchisenehmer nach au-

ßen hin bei Franchise-Systemen vorherrschen 

und sich insbesondere in der einheitlichen Be-

kleidung (besonders in der Systemgastronomie) 

ausdrücken, käme niemand auf die Idee, deswe-

gen den Franchisegeber als Arbeitgeber der An-

gestellten des Franchisenehmers anzusehen. Die 

arbeitsrechtlichen Folgen einer solchen Betrach-

tung wären dann auch überhaupt nicht zu über-

sehen, da dann der Franchisegeber gleichzeitig 

auch für die Sozialversicherungsabgaben und 

die Lohnsteuern und sonstigen Abgaben der Mit-

arbeiter des Franchisenehmers haften würde.

Selbst die seinerzeit zur Beurteilung der Selbst-

ständigkeit eines Franchisenehmers durch das 

sog. Korrekturgesetz vom 19. Dezember 1998 

(BGBl. 1998 I 3843) in das Sozialgesetzbuch ein-

gefügte Vorschrift des § 7 IV SGB IV a.F. ging 

nicht so weit, unabhängig davon, dass diese Vor-

schrift durch das 2. Gesetz für moderne Dienst-

leistungen Arbeitsmarkt vom 31. Dezember 2002 

(BGBl. 2002 I 4621 ff) aufgehoben wurde, weil 

diese sich als in der Praxis nicht durchführbar 

herausgestellt und zur Verunsicherung der ge-

samten Wirtschaft geführt hatte. 

Hinzu kommt, dass die Bundesregierung vor 

Kurzem erklärt hat, dass das noch im Koalitions-

vertrag vorgesehen Reformvorhaben, eine Ren-

tenversicherung für Solo-Selbstständige einzu-

führen, in dieser Legislaturperiode nicht mehr 

auf der Agenda steht. 

Kurzum: Diese sich im US-amerikanischen 

Franchise-Recht abzeichnende für Franchisege-

ber nachteilige Konsequenz wird den deutschen 

Franchise-Markt nicht erreichen. Die von ameri-

kanischen Franchisegebern ausgesprochenen 

Befürchtungen sind daher für Franchise-Syste-

me, die innerhalb der EU, insbesondere in 

Deutschland und Österreich tätig sind, gegen-

standslos. 

Insofern muss sich auch kein Franchise-System 

für 2016 darauf einstellen, dass sich etwas an 

den aktuellen arbeits- und sozialversicherungs-

rechtlichen Vorschriften ändert. Insofern bleibt 

es bei den gesetzlichen Regelungen, wie etwa § 2 

Nr. 9 SGB VI (Rentenversicherungspflicht von 

Solo-selbständigen Franchisenehmern), auf die 

sich Franchise-Systeme in den letzten Jahren 

eingestellt haben. Jedoch muss die Entwicklung 

in den USA weiter beobachtet werden.
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MInDESTLOHnGESETz
Über das Mindestlohngesetz und dessen Inkraft-

treten zum 1. Januar 2015 ist lange diskutiert 

worden. Teilweise war befürchtet worden, dass 

nicht unerhebliche Haftungsrisiken beim Fran-

chisegeber entstehen, wenn diese i.S.d. Gesetzes 

als „Auftraggeber“ angesehen werden könnten 

(vgl. dazu insbesondere Liesegang, Editorial 

ZVertriebsR 2015, 1 f.). 

Diese Sorgen haben sich bislang nicht bestätigt. 

Festzustellen ist lediglich, dass viele Franchise-

Systeme unter den Kontrollen „leiden“, da die 

Mitarbeiter des Zolls offensichtlich Kontrollen 

im Hinblick auf die Einhaltung der Vorschriften 

des Mindestlohngesetzes mit Kontrollen gleich-

setzen, mit denen Schwarzarbeiter aufgespürt 

werden sollen. 

Es hat sich daher als zweckmäßig erwiesen, et-

waige Haftungsrisiken des Franchisegebers da-

durch zu minimieren, indem Checklisten entwi-

ckelt wurden und werden, anhand deren 

überprüft werden kann, ob in den jeweiligen 

Franchise-Outlets bei der Entlohnung der Mitar-

beiter des Franchisenehmers die Vorschriften 

des Mindestlohngesetzes eingehalten werden. 

Allerdings beschäftigen Zweifelsfragen immer 

noch solche Franchise-Systeme, bei denen Prak-

tikanten tätig sind (z.B. bei Fitness-Franchise-

Systemen). Soweit es um Pflichtpraktika geht, 

d.h. Praktika, die aufgrund der jeweiligen Studi-

enordnung vorgeschrieben werden, greifen die 

Vorschriften des Mindestlohngesetzes nicht. 

Hier muss lediglich eine angemessene Vergü-

tung geleistet werden, die aber dann vom jewei-

ligen Franchisenehmer, in dessen Franchise-

Outlet der Praktikant tätig wird, festgesetzt wird. 

Anders sieht es bei freiwilligen Praktika oder 

Hospitanten aus. Hier besteht die Verpflichtung 

zur Leistung des Mindestlohns von EUR 8,50/h. 

Auch eine weitere Zweifelsfrage hat sich im Lau-

fe des Jahres geklärt und wird auch für 2016 nicht 

mehr erneut diskutiert werden: soweit Vorberei-

tungszeiten vor Arbeitsantritt oder Nacharbei-

ten nach Beendigung der Tätigkeit nicht als ent-

lohnbare Arbeitszeiten angesehen wurden, ist 

dies seit dem 1. Januar 2015 nicht mehr möglich. 

Auch solche Zeiten, in denen die Mitarbeiter des 

Franchisenehmers tätig sind, sind auf der Grund-

lage des Mindestlohngesetzes zu vergüten. 

Durch das Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales ist zwar angekündigt worden, über eine 

Erhöhung des Mindestlohnes nachzudenken, 

doch hat man dabei übersehen, dass diese Ent-

scheidung überhaupt nicht vom Ministerium ge-

troffen werden kann. Ob und wann der Mindest-

lohn erhöht wird, entscheidet die dazu auf der 

Grundlage des Mindestlohngesetzes eingesetzte 

Kommission – und zwar eigenverantwortlich. 

Insgesamt kann also im Hinblick auf das Min-

destlohngesetz für 2016 „Entwarnung“ gegeben 

werden. Wichtig ist nur, dass die Franchise-Sys-

teme, die bislang keine Checkliste erarbeitet ha-

ben, eine solche erstellen, um bei etwaigen Kon-

trollen jederzeit den Nachweis darüber 

erbringen zu können, dass die Franchisenehmer 

daraufhin kontrolliert worden sind bzw. werden, 

ob dort bei der Entlohnung der Mitarbeiter die 

Vorschriften des Mindestlohngesetzes beachtet 

werden. 

DAS „BURGER KInG-THEATER“ 
Burger King hat wie kein anderes Franchise-Sys-

tem die Franchise-Wirtschaft in 2015 beschäf-

tigt, und zwar ausgehend von den Wallraff- 

Berichterstattungen bei RTL am 28. April 2014 

bzw. 24. November 2014. Die mit der YiKo-Hol-

ding bestehenden 89 Franchise-Verträge wur-

den gekündigt. Teilweise mussten die von der 

YiKo-Holding betriebenen fast 90 Burger King-

Restaurants geschlossen werden, sodass die Ar-

beitsplätze von mehr als 3.000 Mitarbeitern in 

Gefahr waren. 

Mittlerweile ist eine Neuorganisation gelungen, 

doch die rechtlichen Fragen, die mit dieser „Bur-

ger King-Affäre“ verbunden sind, bleiben und 

werden zurzeit in mehreren Verfahren vor dem 

LG München I bzw. OLG München diskutiert. 

Hier zeichnen sich Entwicklungstendenzen ab, 

die das Franchise-Recht nicht nur in 2016, son-

dern auch darüber hinausgehend beeinflussen 

werden. Teilweise werden Rechtsfragen erörtert, 

die sich bislang noch nicht gestellt haben oder zu 

denen es bislang keine gerichtlichen Entschei-

dungen gibt. Dazu gehören folgende Fragen: 

 > Können die mit einem Multi-Unit-Franchise-

nehmer abgeschlossenen Franchise-Verträge 

insgesamt gekündigt werden, wenn eine Ver-

tragsverstoß bei nur einem Franchise-Vertrag 

festgestellt wird oder bedarf es dazu einer Son-

dervereinbarung?

 > Können alle Franchisenehmer eines Fran-

chise-Systems Schadensersatzansprüche ge-

Mindestlohn
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genüber einem Franchisenehmer geltend ma-

chen, der ständig gegen gesetzliche Regelungen 

und Standards des Franchise-Systems ver-

stößt, sodass insoweit das Markenimage des 

Franchise-Systems insgesamt leidet und sämt-

liche Franchisenehmer des Franchise-Systems 

Umsatz- und damit Gewinnverluste erleiden? 

– Kann also insoweit der Franchise-Vertrag als 

ein sog. „Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten 

Dritter“ angesehen werden oder liegt in die-

sem Verhalten des das gesamte Franchise-Sys-

tem schädigenden Franchisenehmers ein 

„Eingriff in das Recht am eingerichteten und 

ausgeübten Gewerbebetrieb“, sodass jedem 

Franchisenehmer gegenüber dem schädigen-

den Franchisenehmer ein deliktischer Scha-

densersatzanspruch nach § 823 I BGB zusteht?

 > Kann ein Franchisegeber von Franchiseneh-

mern auf Schadensersatz in Anspruch genom-

men werden, wenn dieser es unterlässt, darauf 

zu drängen, dass ein Franchisenehmer in sei-

nem Franchise-Outlet festgestellte Missstände 

beseitigt; und zwar Missstände, die das Marke-

nimage und das Ansehen des Franchise-Sys-

tems insgesamt schädigen?

 > Kann das einem Franchisegeber zugestandene 

Kontrollrecht und damit verbundene Recht, 

das Franchise-Outlet eines Franchisenehmers 

auch ungefragt zu betreten, an Drittunterneh-

men abgetreten werden oder ist eine solche 

Abtretung deswegen nicht möglich, weil es 

sich nicht um einen Anspruch, sondern um die 

Einräumung eines Zutrittsrechts in einen 

grundsätzlich vom Grundgesetz geschützten 

Raum handelt? Muss also, wenn ein solches 

Kontroll- und Zutrittsrecht von einem Drittun-

ternehmen ausgeübt wird, eine gesonderte 

Vereinbarung zwischen Franchisegeber und 

Franchisenehmer getroffen werden?

Dies sind die Fragen, die wahrscheinlich erst in 

2017 oder letztlich abschließend durch den BGH 

in 2018 entschieden werden. Die Entscheidun-

gen werden aber wegweisend für das Franchise-

Recht sein und insofern auch zukünftig Ent-

scheidungen von Franchisegebern beeinflussen 

und ggf. auch dazu zwingen, dass Franchise-Ver-

träge geändert oder Zusatzvereinbarungen zu 

Franchise-Verträgen geschlossen werden. Hier 

gilt es also die Entscheidungen und die daraus 

folgenden Entwicklungstendenzen sowohl für 

das Franchising insgesamt als auch für die je-

weilige Ausgestaltung des Franchise-Vertrages 

abzuwarten. 

GESETzLICHE REGELUnG zUM 
FRAnCHISInG Bzw. vORvERTRAG-
LICHEn AUFKLäRUnG?
Die Frage, ob in Deutschland ein Franchise-Ge-

setz oder zumindest gesetzliche Regelungen zur 

vorvertraglichen Aufklärung beim Abschluss 

von Franchise-Verträgen notwendig sind, stand 

zuletzt Mitte 2013 in der Diskussion – ausgehend 

von einer entsprechenden Anfrage des Bundes-

ministeriums der Justiz bei den beteiligten Wirt-

schaftsverbänden (vgl. Editorial ZVertriebsR 

5/2013). Seinerzeit war davon ausgegangen wor-

den, dass im Bundesministerium der Justiz nicht 

die Notwendigkeit einer solchen gesetzlichen 

Regelung gesehen wird, auch vor dem Hinter-

grund einer umfassenden Rechtsprechung zur 

vorvertraglichen Aufklärung beim Abschluss 

von Franchise-Verträgen. 

Nunmehr scheint aber der Gedanke einer gesetz-

lichen Sonderregelung für Franchise-Verträge 

oder zumindest der vorvertraglichen Aufklä-

rungspflichten des Franchisegebers wieder auf-

gelebt zu sein. Im Bundesanzeiger vom 25. März 

2015 (AT 08.04.2015 A1) wurde nämlich vom 

Bundesamt der Justiz ein Forschungsvorhaben 

zum Thema „Gesetzliche Sonderungen über den 

Franchise-Vertrag im internationalen Vergleich“ 

mit Schwerpunkt „Vorvertraglicher Aufklärungs-

pflichten des Franchisegebers“ ausgeschrieben. 

Dieses Forschungsvorhaben soll sich auf folgen-

de Untersuchungsgegenstände erstrecken: 

1. Eine Darstellung der gesetzlichen Sonder-

regelung über den Franchise-Vertrag, ins-

besondere über die vorvertragliche Informa-

tionspflicht des Franchisegebers, in reprä - 

sen tativen ausländischen Rechtsordnungen 

(etwa USA, Frankreich, Spanien, Schweden, 

Belgien;

2. Eine rechtliche Analyse dieser Sonderrege-

lungen, insbesondere eine Darstellung der in 

der Rechtsprechung und Wissenschaft erör-

terten Probleme bei der Anwendung dieser 

Regelungen; 

3. Eine Darstellung der wirtschaftlichen Aus-

wirkung der Sonderregelungen auf das Fran-

chising in den gesamten Ländern. 

So begrüßenswert ein solches Forschungsvorha-

ben ist, so darf nicht übersehen werden, dass 

teilweise im Rahmen der Ausschreibung Aspek-

te nicht berücksichtigt wurden, die bereits jetzt 

die Rechtsprechung zum Abschluss von Fran-

chise-Verträgen in Deutschland prägen. So hat 

das OLG Schleswig (NJW-RR 2009, 65) bereits 

festgestellt, dass der Franchisegeber nicht Exis-

tenzgründungsberater des Franchisenehmers 

ist. Dies ist dann auch noch einmal vom OLG 

Düsseldorf im ersten Leitsatz der Entscheidung 

vom 25. Oktober 2013 (ZVertriebsR 2014, 46) be-

tont worden. Insofern muss es dabei verbleiben, 

dass der Franchisegeber nicht verpflichtet ist, ei-

nen Franchisenehmer umfassend über alle Risi-

ken und damit auch die allgemeinen wirtschaft-

lichen Risiken zu beraten, die zwingend mit dem 

Abschluss eines Franchise-Vertrages verbunden 

sind. 

Eine solche Entwicklung würde auch der Recht-

sprechung des BGH widersprechen. Dieser hat 

nämlich bereits in seinem Beschluss vom 24. Fe-
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bruar 2005 (NJW 2005, 1273) festgestellt, dass 

sich ein Franchisenehmer mit Abschluss des 

Vertrages den „Gesetzen der Wirtschaft“ unter-

wirft. 

Von dem vorzulegenden Gutachten werden si-

cherlich Anregungen für die zukünftige Recht-

sprechung zur vorvertraglichen Aufklärung aber 

auch zum Inhalt eines Franchise-Vertrages aus-

gehen, doch darf das Gutachten nicht dazu füh-

ren, dass entweder spezialgesetzliche Regelun-

gen zum Franchising erlassen werden oder es 

ein gesondertes Gesetz zu vorvertraglichen Auf-

klärungspflichten des Franchisegebers gibt – zu-

mal in der Rechtsprechung bereits jetzt schon 

der besondere Schutz des Franchisenehmers 

immer betont (beispielhaft LG Hamburg ZVer-

triebsR 2014, 112; OLG Hamburg ZVertriebsR 

2015, 107) gleichzeitig aber auch unterstrichen 

wird, dass der Franchisegeber nicht verpflichtet 

ist, den Franchisenehmer als Existenzgrün-

dungsberater zu beraten. Dabei sollte es verblei-

ben. Es dürfte zu erwarten sein, dass sich an die-

ser Entwicklungstendenz in 2016 nichts ändern 

wird. 

KARTELLRECHTSwIDRIGE  
vERTIKALE PREISBInDUnGEn BEI 
FRAnCHISE-SYSTEMEn 
Das Bundeskartellamt hat am 12. Januar 2016 

mitgeteilt, die vertikale Preisbindung bei LEGO 

sanktioniert zu haben. Verhängt wurde eine 

Geldbuße i.H.v. EUR 130.000,00. Festgestellt wor-

den war nämlich, dass LEGO bei einzelnen Arti-

keln Händlern bei Unterschreitung der in den 

Preislisten geforderten Endverkaufspreise mit 

der Verknappung von Liefermengen bis hin zur 

Nichtbelieferung gedroht hatte. Teilweise wurde 

auch die Höhe von Preisnachlässen auf den 

Händler-Einkaufspreis von LEGO mit der Einhal-

tung der Listen-Endverkaufspreise verknüpft. 

Die Entscheidung überraschte nicht – allenfalls 

die Höhe der festgesetzten Geldbuße. Diese wur-

de nur deswegen so niedrig festgesetzt, weil 

LEGO von vornherein in vollem Umfang mit dem 

Bundeskartellamt kooperiert hatte. 

Die Entscheidung des Bundeskartellamtes liegt 

auf der Linie der bereits durch die CIBA Vision-

Entscheidung vom 25. September 2009 gezogen 

wurde und die dann letztlich auch vom Kartell-

senat des Bundesgerichtshofs mit Beschluss 

vom 06. November 2012 (KZR 13/12 – Scout) un-

terstrichen wurde. Danach dürfen unverbindli-

che Verkaufspreisempfehlungen weder gegen-

über den Händlern thematisiert werden noch 

darf den Händlern mit Liefersperren oder aber 

der Kürzung von Rabatten gedroht werden, 

wenn diese nicht die vorgegebenen unverbindli-

chen Verkaufspreisempfehlungen beachten. 

Der Beschluss des Bundeskartellamtes vom 12. 

Januar 2016 zeigt, dass wir uns auch im laufen-

den Jahr darauf einstellen müssen, dass das 

Bundeskartellamt verstärkt Vertriebssysteme 

daraufhin kontrolliert, ob eine vertikale Preis-

bindung der Absatzmittler vorliegt. Insofern 

werden auch im laufenden Jahr etwaige vertikale 

Preisbindungen bei Franchise-Systemen im Fo-

kus des Bundeskartellamtes stehen. 

Dies zeigt auch die Entscheidung des EuGH vom 

22. Oktober 2015 (C-194/14 P – Kartellvermitt-

ler). Mit dieser Entscheidung hat der EuGH fest-

gestellt, dass bei Kartellverstößen Geldbußen 

nicht nur gegen die direkt beteiligten Unterneh-

men und/oder deren Organe und Mitarbeiter 

festgesetzt werden können, sondern auch gegen 

sog. „Kartellvermittler“, d.h. Personen, die den 

Informationsaustausch im Kartell ermöglichen, 

indem diese z.B. daran mitwirken, dass in Ge-

sprächen zwischen den kartellbeteiligten Unter-

nehmen Kartellrechtsverstöße wie z.B. Preis-, 

Kunden-, Produkt- oder Gebietsabsprachen 

oder ein gemeinsames Vorgehen gegenüber ei-

nem Kunden (gemeinsame Festlegung von 

Preiserhöhungen) erörtert und festgelegt wer-

den. Für Franchise-Systeme ist diese Entschei-

dung deswegen von Bedeutung, weil des Öfteren 

schon festgestellt wurde, dass in Beiratssitzun-

gen ggf. Preisabgleiche erfolgen bis hin zu Über-

legungen, wie einheitliche Verkaufspreise inner-

halb von Franchise-Systemen festgelegt werden 

können. Beteiligt sich dann ein Mitarbeiter des 

Franchisegebers an diesen Diskussionen oder 

werden den Franchisenehmern für ihre eigenen 

Absprachen entsprechende Räumlichkeiten 

und Unterlagen vom Franchisegeber zur Verfü-

gung gestellt, kann dieser i.S.d. Entscheidung 

des EuGH vom 22. Oktober 2015 als Kartellver-

mittler angesehen werden.

Die Konsequenz ist dann die Verhängung einer 

Geldbuße, die sich zwar nicht am Umsatz orien-

tiert, der auf die Kartellabsprachen zurückzu-

führen ist, jedoch gleichwohl schuldangemes-

sen sein muss. Im konkreten Fall wurde 

gegenüber einem Schweizer Beratungsunter-

nehmen, das als Kartellvermittler tätig war, eine 

Geldbuße i.H.v. EUR 348.000 verhängt; verhängt 

worden ist aber auch schon gegenüber einem 

britischem Broker, der als Kartellvermittler an-

gesehen wurde, eine Geldbuße i.H.v. EUR 15 

Mio., weil dieser den Libor-beteiligten Banken 

geholfen hatte, den YEN-Libor zu manipulieren. 

Sowohl die Entscheidung des Bundeskartellam-

tes zum LEGO-Vertriebssystem als auch die Ent-

scheidung des EuGH zum Kartellvermittler zei-

gen, dass Franchise-Systeme verstärkt mit 

Ermittlungen des Bundeskartellamtes rechnen 

müssen, wenn auch nur ansatzweise der Ver-

dacht besteht, dass vertikale Preisbindungen in-

nerhalb des Franchise-Systems umgesetzt oder 

kartellrechtswidrige Absprachen getroffen wer-

den oder diesem Vorschub geleistet wird. Inso-

fern ist als Tendenz für 2016 festzustellen, dass 

Franchisegeber aber auch Franchisenehmer un-

tereinander Kartellrechtsvorschriften beachten 

müssen. Dies ist zwar eine Selbstverständlich-

keit, wird aber immer wieder – wie die einzelnen 

Verfahren zeigen – missachtet, auch wenn das Ri-

siko einer nicht unerheblichen Geldbuße bis hin 

zu 10 % des kartellrechtswidrig erzielten Umsat-

zes besteht. 
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